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Das Wichtigste auf einen Blick

Versorgungsbericht wird
von Kanther falsch umgesetzt

Mit ihremVersorgungsbericht, den die Bundes-
regierung 1996 vorlegte, sollten ¹Horrorszenarienª
über die Belastungen derHaushalte durch
Pensionen an ausgeschiedene Kolleginnen und
Kollegen entgegengewirkt werden. Bei der
Umsetzung dieses Berichts verläût Bundesinnen-
ministerManfred Kanther die von ihmgewünschte
sachliche Diskussionsgrundlage.
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Düstere Prognosen
für Einkommensrunde 1998

Die Führung der DSTGhat in einem Schreiben an
ihre Spitzenorganisationen gefordert, denArbeit-
gebern nicht durch falsche Versprechungen über
ein Bündnis für Arbeit 1998 auf den Leim zu gehen.
Bisher habe sich gezeigt, daû Lohnverzicht und
Arbeitszeitverkürzung nicht zuNeueinstellungen
geführt hätten. Vielmehr sei der rigorose Stellen-
abbau fortgesetzt worden.

ÐÐä S. 68

Groûe Steuerreform
bringt höhere Arbeitsbelastung
für Finanzämter

In einer Anhörung vor demFinanzausschuû des
Deutschen Bundestages hat der Vorsitzende der
DSTG, Dieter Ondracek, zwar positive Ansätze bei
dem ¹Jumbo-Entwurfª für eine Steuerreform 1999
begrüût. In einem Saldo stellt Ondracek allerdings
fest, daû den Steuervereinfachungen in vielenDe-
tailbestimmungenMehrbelastungen für die Steuer-
verwaltung gegenüberstehen.

ÐÐä S. 69

Liebe Kolleginnen und Kollegen!

D as soziale Klima in Deutschland ist rauh
geworden. Je enger die Ressourcen werden,
desto rigoroser die Verteilungskämpfe. Leben

wir in einer Gesellschaft, die in der Egomanie verküm-
mert und sich die Zukunftsperspektiven selbst ver-
stellt? Die klare Antwort ist ¹Neinª.

Als Anfang 1996 Politik, Arbeitgeber und Gewerk-
schaften das ¹Bündnis für Arbeitª beschlossen hat-
ten, ging ein Ruck der Hoffnung und der Zuversicht
durch die Bevölkerung. Auch die Beschäftigten des
öffentlichen Dienstes waren damals bereit, ihren Tri-
but zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu leisten.
Die Hoffnungen wurden enttäuscht: das ¹Bündnis für
Arbeitª, ein Pakt auf Gegenseitigkeit, wurde zur Ein-
bahnstraûe ± eine gute Idee denaturiert.

Auch in der Steuerverwaltung wurden rigoros Stellen
gestrichen und der Arbeitsmarkt dadurch zusätzlich
belastet. Die Steuerrechtspflege wird weiter ge-
schwächt, Steuerausfälle entstehen in Milliardenhöhe.

Das Vertrauen in ein neues ¹Bündnis für Arbeitª ist
erschüttert. Die nächste Einkommensrunde im öffent-
lichen Dienst wird besonders hart. Die Fortsetzung
des einseitigen und rigorosen Sparkurses auf dem
Rücken der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes
wird auf den geschlossenen Widerstand von DSTG
und DBB stoûen, insbesondere dann, wenn versucht
wird, das auf den Stand von 1993 festgeschriebene
¹Weihnachtsgeldª weiter zu kürzen.

Immer erfahre ich, wie sehr die Kolleginnen und
Kollegen bereit sind, ihren Beitrag zur Überwindung
der Krise zu leisten, wenn nicht einseitig der öffent-
liche Dienst, sondern alle gesellschaftlichen Gruppen
in gleicher Weise dies tun. Hierzu muû die Politik
den Anstoû geben. Statt Parteiengezank und Populis-
mus brauchen wir eine handlungsfähige Politik, die
Menschen überzeugt. Bundespräsident Herzog hat es
in seiner Berliner Rede auf den Punkt gebracht: ¹Wir
brauchen wieder eine Vision. Visionen können un-
geahnte Kräfte mobilisieren: ich erinnere nur an die
Vitalität des ÁAmerican Dream©, an die Vision der
Perestroika, an die Kraft der Freiheitsidee im Herbst
1989 in Deutschlandª.

Verantwortlich: Dieter Ondracek, Dr. Paul Courth, In der Raste 14 (DSTG-

Haus), 53129 Bonn, Telefon (02 28) 5 30 05-0, Fax (02 28) 23 90 98, Verlag: Steuer-

Gewerkschaftsverlag, In der Raste 14, 53129 Bonn, Telefon (02 28) 5 30 05-0,

Fax (02 28) 23 90 98, Herstellung: BUB, Bonner Universitäts-Buchdruckerei

Baunscheidtstraûe 6, 53113 Bonn. Nachdruck honorarfrei gestattet. ¹Die Steuer-

Gewerkschaftª erscheint zehnmal jährlich; regelmäûig beigefügt ist ¹Die Steuer-

Warteª und einem Teil der Ausgabe, neunmal im Jahr, ¹Die Steuer-Gewerkschaft

in Nordrhein-Westfalenª. Bezugspreis durch Mitgliedsbeitrag abgegolten. Auflage: ca.

90 000. Anzeigenabteilung: In der Raste 14, 53129 Bonn. Tel. (02 28) 5 30 05 13,

Fax (02 28) 23 90 98. Gültig ist Anzeigentarif Nr. 21 vom 1. Januar 1997.

Gedruckt auf 100% Recyclingpapier

Titelfoto:
Staatssekretär HansgeorgHauser (CDU)

undDSTG-Chef Dieter Ondracek vor dem Papierwust,
mit dem sich die Teilnehmer in der Anhörung zum

Steuerreformgesetz 1999 auseinandersetzenmuûten.
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V on den Koalitions-
fraktionen sind Vor-
schläge zur Umset-

zung des Versorgungsbe-
richts vorgelegt und Eingrif-
fe in das Status- und Besol-
dungsrecht sowie die Ver-
sorgung gefordert worden.
Unter anderem soll das ¹Zu-
lagenwesenª neu geregelt
werden (Wegfall der Dyna-
misierung), die jährliche
Sonderzuwendung auf den
Stand von 1993 eingefroren
und die Wartefristen für die
Versorgung aus dem letzten
Beförderungsamt auf drei
Jahre verlängert werden.

Parallel hat der Bund-/Län-
der-Arbeitskreis für Versor-
gung eigenständige, abwei-
chende Maûnahmen vorge-
schlagen, u. a. die Kürzung
der jährlichen Sonderzu-
wendung für Versorgungs-
empfänger innerhalb von
drei Jahren auf 50 v.H. (auf
80 v.H., 60 v.H., 50 v.H.).

Die Kürzung der Sonderzu-
wendung für aktive Beamte,
wie in der ¹Bild am Sonn-
tagª vom 11. Mai 1997 be-
richtet, ist in dem vorlie-
genden Maûnahmekatalog
nicht enthalten. Sie soll je-
doch von den Ländern wei-
terbetriebenwerden.

Der DBB-Bundeshauptvor-
stand hat in einer Entschlie-
ûung am 14. Mai 1997 den
Maûnahmekatalog der Bun-
desregierung und der Län-
der abgelehnt. ¹Sie sind
nichts anderes als unverant-
wortliches Sparen auf dem
Rücken der Bürger. Diese
Pläne bedeuten:

± weniger Dienstleistung
für den Bürger

± weniger innere Sicher-
heit

± mehr Kriminalität

± Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit mit der
Folge

I mehr Arbeitslosigkeit

I weniger Bildungsan-
gebote

I mehr Jugendarbeitslo-
sigkeit.

Unverständlich ist, daû die
Bundesregierung zunächst
mit ihrem Versorgungsbe-
richt eine sachliche Diskus-
sion auslösen wollte, ein
paar Wochen später aber bei
ihren politischen Plänen je-
de Sachlichkeit vermissen
läût. Die Versorgungsemp-
fänger im öffentlichen
Dienst leisten durch niedri-
ger angesetzte Einkommen
und Besteuerung ihrer Ver-
sorgungsbezüge einen we-
sentlichen Anteil zur Haus-
haltskonsolidierung. Die Po-
litik hat Lösungsansätze
jahrzehntelang ignoriert
und kann jetzt nicht diese
Versäumnisse der Generati-
on aufbürden, die den Auf-
bau der Bundesrepublik
Deutschland maûgeblich
mitgetragen hat.

Der DBB weist die Bundes-
regierung und die Landesre-
gierungen mit allem Nach-
druck auf die bereits er-
brachten Einsparleistungen
hin:

± verspätete Anpassung
der Bezüge

± Kürzung der Einkom-
men

± Arbeitszeitverlängerung

± Beförderungssperren

± Stellenabbau

± Behördenauflösungen.

Mit diesen Maûnahmen in
Bund, Ländern und Ge-
meinden hat der öffentliche
Dienst in den letzten Jahren
in der Bundesrepublik mehr
als 30 Milliarden Mark ge-
spart.

Mit dem Kaputtsparen des
öffentlichen Dienstes muû
jetzt endlich Schluû sein.ª

Im Oktober 1996 hatte die
Bundesregierung den Ver-
sorgungsbericht vorgelegt
mit einer Prognose über die
Entwicklung der Versor-
gungslasten.

Der Versorgungsbericht
stellt die Entwicklung der
Pensionen und der Zusatz-
versorgung der Entwicklung
des Bruttoinlandsproduktes
gegenüber und berechnet
daraus die sog. Versor-
gungsquote. Diese wird ± so
die Prognose ± von 1993 bis
2008 von 1,2 v.H. auf 1,3 v.H.
ansteigen. Der Anstieg ver-
stärkt sich bis zu den Jahren
2020/2022 auf 1,65 v.H. Da-
nach wird die Versorgungs-
quote wieder zurückgehen
(z.B. auf 1,24 v.H. im Jahre
2040). Die Zusatzversor-
gung für den Tarifbereich
des öffentlichen Dienstes
soll einen ähnlichen Verlauf
nehmen.

Um die Versorgungsquote
bis zum Jahre 2008 auf dem
heutigen Stand von 1,2 % zu
halten, werden Maûnahmen
vorgeschlagen mit einem
Einsparvolumen von 5 bis
6 Milliarden DM, die sich
wie folgt zusammensetzen:

I niedrige Bezügeanpas-
sung in 1996/1997
= 0,7MilliardenDM

I Maûnahmen des Dienst-
rechtsreformgesetzes
1996 = 1,5 bis 2,0 Milliar-
denDM

I sonstige Vorschläge
= 3,3MilliardenDM

Für die Zeit nach dem Jahre
2008 wird die ¹Untertunne-
lungª des Versorgungsber-
ges bis zu seinem Gipfel in
den Jahren 2020 bis 2022
vorgeschlagen. Zu diesem
Zweck soll eine Versor-
gungsrücklage durch Ein-
kommensverzicht der Beam-
ten und Versorgungsemp-
fänger gebildet werden. Das

Rechenmodell des Versor-
gungsberichts geht von ei-
ner ¹Ansparzeitª zwischen
2001 und 2015 und einem
Versorgungsbeitrag der Be-
amten und Versorgungs-
empfänger von jährlich
0,2% aus. Um diesen Pro-
zentsatz soll die jährliche
Besoldungs- und Versor-
gungsanpassung hinter der
Tarifanpassung im öffentli-
chen Dienst zurückbleiben.
Aus diesem Ansparvorgang
einschlieûlich der Verzin-
sung soll sich ein Kapital-
stock bilden, der ab 2015 für
die Versorgung eingesetzt
werden soll. Die Versor-
gungsquote soll dadurch
statt bei 1,65% bei 1,4% ge-
stoppt werden.

Kanther liegt bei
Nebenjobs falsch

B undesinnenminister
Manfred Kanther ist
falsch informiert,

wenn er aus einer Debatte
des rheinland-pfälzischen
Landtags den Schluû zieht,
in Rheinland-Pfalz würden
einige tausend Finanzbeam-
te nach Dienstschluû Bür-
gern bei der Erstellung von
Steuererklärungen helfen.
Nach dem Steuerberatungs-
gesetz und dem rheinland-
pfälzischen Nebentätig-
keitsrecht sei Finanzbeam-
ten die Hilfe bei der Erstel-
lung von Steuererklärungen
für Fremde verboten. Dies
werde auch durch die
Finanzverwaltung streng
überwacht, erklärte der Vor-
sitzende der Deutschen
Steuer-Gewerkschaft Rhein-
land-Pfalz, Detlev Stoltz, zu
Überlegungen von Kanther,
den Umfang der Nebenjobs
von Beamten überprüfen zu
wollen.

Umsetzung des Versorgungsberichts der Bundesregierung:

Neue Eingriffe in den Status
des öffentlichen Dienstes
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Z iemlich düster sind
die Prognosen für
die Einkommens-

runde 1998 im öffentlichen
Dienst, die nach dem Aus-
laufen des Tarifvertrages
zum 31. Dezember 1997 im
Januar 1998 beginnen wird.
Mit Nachdruck hat die
DSTG in einem Schreiben
an ihre Spitzenorganisatio-
nen (DBB/DBB-Tarifunion)
vor falschen Ansätzen ge-
warnt. Aus dem gescheiter-
ten ¹Bündnis für Arbeitª
müûten Lehren gezogen
werden. Falsche Rezepte
wiesen den falschen Weg.
Bezeichnend hierfür sei die
Forderung der IG-Metall
nach Kürzung der Wochen-
arbeitszeit auf 32 Stunden.
Die Erfahrungen hätten ge-
zeigt, wie unsinnig und kon-
traproduktiv diese Forde-
rung, das heiût wie ungeeig-
net zur Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit ist.

Die Bundesleitung erinnert,
daû die schrittweise Kür-
zung der Wochenarbeitszeit
von 40 auf 38,5 Stunden in
den Jahren 1989 und 1990
die Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes durch Ein-
kommensverzichte teuer be-
zahlt haben. Die Kollegin-
nen und Kollegen hätten er-
wartet, dadurch ihren Bei-
trag zur Bekämpfung derAr-
beitslosigkeit zu leisten, in-
dem Personaldefizite durch
Neueinstellungen ausgegli-
chen, die Wiederbesetzungs-
sperren aufgehoben und
insgesamt eine restriktive
Personalpolitik ersetzt wor-
den wäre durch eine an den
Aufgaben orientierte Perso-
nalplanung und Personalzu-
weisung.

¹Die Beschäftigten sind ge-
täuscht worden. Personalde-
fizite wurden nicht ausgegli-
chen. Im Gegenteil: weiter
wurde rigoroser Stellenab-
bau betrieben. Die Verkür-
zung der Wochenarbeitszeit
führte zur Arbeitsverdich-
tung, zu zusätzlichem Streû
und Frust in der Verwal-
tung.

Noch schlimmer: in einzel-
nen westlichen Bundeslän-
dern wurde die Arbeitszeit-
verkürzung wieder zurück-
genommen. In den östlichen
Bundesländern wurde sie
nicht eingeführt. Das Bild
des Raubes von teuer er-
kauftem Gut drängt sich
aufª, so die Bundesleitung.

Weitere Verkürzungen der
Wochenarbeitszeit müûten
ebenfalls durch Einkom-
mensverzichte teuer bezahlt
werden. Im Ergebnis käme
es zur Zwangsteilzeit. Die
Arbeitsbedingungen wür-
den in vielen Bereichen in
die Nähe des Sozialhilfe-
niveaus gerückt werden.

Trotz dieser Entwicklung
könnten flexible Arbeits-
zeitmodelle ein Weg zur Be-
kämpfung der Arbeitslosig-
keit sein. Teilzeitbeschäfti-
gung auf freiwilliger Basis,
die Verkürzung der Le-
bensarbeitszeit eröffneten
Chancen, Arbeitsmarktpoli-
tik und Tarifpolitik in Ein-
klang zu bringen. Insbeson-
dere die Verkürzung der Le-
bensarbeitszeit könne ein

taugliches Mittel zur Be-
kämpfung der Arbeitslosig-
keit sein, wenn Personallük-
ken aufgefüllt werden. Er-
fahrungen in der privaten
Wirtschaft zeigten, daû die
Personaldefizite, die durch
eine Verkürzung der Le-
bensarbeitszeit entständen,
eher meûbar seien und bei
der Personalplanung und
Personalzuweisung eher be-
rücksichtigt werden könn-
ten.

Die Bundesleitung fordert,
endlich eine zeitliche Per-
spektive für die volle Anpas-
sung der Ostgehälter an das
Westniveau durchzusetzen.
¹Gleiche Bezahlung für glei-
che Arbeit muû die Leitlinie
der Besoldungs- und Tarif-
politik sein. Zu Recht hat da-
her der letzte Tarifabschluû,
nach dem erst zum 1. Sep-
tember 1997 = 85% der
Westgehälter erreicht wer-
den, bei den Beschäftigten
in den jungen Bundeslän-
dern Wut und Frust ausge-
löst. Nicht so sehr, weil die
volle Anpassung an das Ge-
haltsniveau in den westli-
chen Bundesländern nicht

vollzogen werden konnte,
sondern weil keine zeitliche
Perspektive für die volle An-
passung geöffnet wirdª, so
die Bundesleitung in ihrem
Appell an die Spitzenorgani-
sationen (DBB/DBB-Tarif-
union).

Besoldungstabelle
war unvollständig

Über den Deutschen Beam-
tenbund sind in der er-
sten Maihälfte die nach
der Dienstrechtsreform (ab
1. Juli 1997) gültigen Besol-
dungstabellen an die Orts-
verbände versandt worden.
Zahlreiche Mitglieder ha-
ben dabei festgestellt, daû
die Auûenprüferzulage ± im
Gegensatz zu der von
der DSTG herausgegebe-
nen Besoldungstabelle (ab
1. März 1997) ± nicht in der
Tabelle enthalten ist und
nachgefragt, ob diese inzwi-
schen entfallen ist. Dem ist
nicht so; die Auûenprüferzu-
lage wird weiterhin unein-
geschränkt gezahlt. Das For-
mat der DBB-Tabellen läût
leider nicht den Abdruck
sämtlicher Zulagen für den
öffentlichenDienst zu.

Personalratswahlen 1997:
DSTG erfolgreich

Als die gestaltende gewerkschaftliche Kraft hat sich die Deutsche Steuer-Gewerkschaft er-
neut bei den Personalratswahlen 1997 in Baden-Württemberg,Hamburg undRheinland-Pfalz
erwiesen. Mit überwältigenden Ergebnissen hat sich die DSTG überall durchgesetzt. Ein
Blick auf die Ergebnisse der Personalratswahlen zu denStufenvertretungen spricht für sich:

Personalrat (PR)/
Bezirkspersonalrat (BPR)/
Hauptpersonalrat (HPR) Die DSTG erreichte:

HPR FINMINBaden-Württemberg 7 von 11 Sitzen
(Vorsitzender: Dr. Rainer Ullrich ± DSTG)

BPROFD Freiburg 9 von 9 Sitzen
(Vorsitzender: GerdHuber ± DSTG)

BPROFDKarlsruhe 10 von 11 Sitzen
(Vorsitzender: Bernd Siegrist ± DSTG)

BPROFD Stuttgart 8 von 11 Sitzen
(Vorsitzender: Siegfried Koch ± DSTG)

PRHamburg 16 von 19 Sitzen
(Vorsitzende: Gabriele Keûler ± DSTG)

BPROFDKoblenz/HPRMdFRhld.-Pfalz 12 von 17 Sitzen
(Vorsitzende: Brigitte Stopp ± DSTG)

Düstere Prognosen für
die Einkommensrunde 1998
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I n einer Anhörung vor
dem Finanzausschuû
des Deutschen Bundes-

tages vom 14. bis 16. Mai
1997 hat DSTG-Chef Dieter
Ondracek bei der ¹Steuerre-
form 1999ª den steuerpoliti-
schen Ansatz begrüût, über
die Streichung von Ausnah-
meregelungen die steuerli-
che Bemessungsgrundlage
zu verbreitern und gleich-
zeitig den Tarif zu senken ±
ein Ansatz, den die DSTG
seit Jahrzehnten vorschlägt.
Ondracek erkannte an,
daû einzelne Maûnahmen
tatsächlich Steuervereinfa-
chungen bringen. Den
Vereinfachungsmaûnahmen
ständen aber Arbeitser-
schwernisse gegenüber. Dies
gelte insbesondere für die
Minderung von Pauschbe-
trägen, den Wegfall zahlrei-
cher Steuerbefreiungstatbe-
stände, die stärkere Ver-
steuerung von Renten und
privaten Veräuûerungsge-
winnen, die stärkere Bela-
stung der Einkünfte aus
Land- und Forstwirtschaft
usw. Bei einer Gesamtbe-
trachtung würden die Ar-
beitserschwernisse per Sal-
do überwiegen. Die Steuer-
reform erfordere also mehr
Personal in den Finanzäm-
tern.

Trotz einiger guter Ansätze
werde durch die Steuerre-
form das gesamte System
nicht gerechter. Auch nach
dem Steuerreformgesetz
würden weiter die Arbeit-
nehmereinkünfte stärker
besteuert als andere Ein-
künfte. Arbeitnehmer mit
Durchschnittsverdiensten
würden durch die Tarifre-
form vergleichsweise gering
entlastet, in der Gegenfi-
nanzierung jedoch stark zur
Kasse gebeten. Die Gegenfi-
nanzierung bei den Arbeit-
nehmern würde zudem so-

fort kassenwirksam, wäh-
rend die Gegenfinanzierung
bei Gewinneinkünften oft-
mals erst nach einer Be-
triebsprüfung greift. Die von
den Bürgern als ¾rgernis
empfundene Möglichkeit,
durch Wohnsitz- oder Ge-
winnverlagerung ins Aus-
land in groûem Umfang
Steuern zu sparen, blieben
unangetastet. Auch wenn
das Problem national nur
schwer lösbar sei, wären im
Steuerreformgesetz ¹Brem-
senª notwendig gewesen.

Nachdrücklich hat Ondra-
cek kritisiert, daû eine par-
teiübergreifende Abstim-
mung über die Reformvor-
haben nicht erfolgt ist.
¹Diese mangelnde Abstim-
mung programmiert die
Notwendigkeit eines Ver-
mittlungsverfahrens und
führt zu einer weitgehenden
Nichtberücksichtigung des
Sachverstandes der an der
Steuerrechtspflege Beteilig-
ten. Schon heute sei abseh-
bar, daû das Gesetz ± wenn
überhaupt ± erst kurz vor
Weihnachten verabschiedet
werde ± nach einem aufwen-
digen und komplizierten

Vermittlungsverfahrenª. Sy-
stematische Regelungen
würden erfahrungsgemäû
im Vermittlungsverfahren
verwässert.

Die Neuordnung des Ein-
kommensteuergesetzes
(Durchnumerierung der Pa-
ragraphen und Wegfall der
Buchstabenparagraphen)
würde zu zusätzlichem Zeit-
druck führen. Wegen des
Vermittlungsverfahrens und
der berechtigten Skepsis,
daû das Steuerreformgestz
1999 überhaupt noch 1997
verabschiedet wird, sei eine
Umsetzung der Neuord-
nung in der Finanzverwal-
tung, aber auch bei den
steuerberatenden Berufen
und der privaten Wirtschaft,
nicht möglich.

DieNeuordnung führe zu ei-
ner kaum zu bewältigenden
Arbeitsbelastung für die Fi-
nanzverwaltung. Auf die
Länder würde durch die
Neuanschaffung von Litera-
tur ein erheblicher Kosten-
faktor zukommen. Alle
Computerprogramme müû-
ten rechtzeitig umgestellt
werden. Zudem entstehe er-

heblicher Schulungsbedarf.
Auch die Vordrucke zur
Einkommensteuererklärung
müûten neugestaltet wer-
den. Beim Steuerbürger
werde erheblicher Bera-
tungsbedarf ausgelöst, der
von den unterbesetzten Be-
schäftigten der Finanzver-
waltung vor Ort befriedigt
werden müsse. Nicht zu-
letzt: über einen Zeitraum
von ca. zehn Jahren müsse
mit dem Einkommensteuer-
gesetz in der alten und neu-
en Fassung parallel gearbei-
tet werden ± ein ¹Luxusª,
den sich die Finanzverwal-
tung in einer tiefgreifenden
Sturkturkrise nicht leisten
könne.

Der Regierungsentwurf ei-
nes Steuerreformgesetzes
1999 enthält folgende
Schwerpunkte:

I Der Einkommensteuerta-
rif wird neu geschnitten,
der Grundfreibetrag auf
13 014 DM/26 028 DM
(Grund-Splittingtabelle)
angehoben. Der Spitzen-
steuersatz bei der Ein-
kommensteuer für ge-
werbliche Einkünfte wird
auf 35% (Einkünfte über
72 575 DM/145 150 DM),
der Höchststeuersatz bei
den übrigen Einkünften
auf 39% abgesenkt.

I Der Zinsabschlag von bis-
her 30 v.H. wird auf
25 v.H., bei Tafelgeschäf-
ten von bisher 35 v.H. auf
30 v.H. abgesenkt.

I Der Sparerfreibetrag von
bisher 6000 DM wird auf
3000DMhalbiert.

I Die Lohnersatzleistungen
(z. B. Arbeitslosengeld,
Arbeitslosenhilfe und
Kurzarbeiter-, Schlecht-
wetter- und Krankengeld)
werden zur Hälfte be-
steuert anstelle der Be-
rücksichtigung im Rah-
men des Progressionsvor-
behalts.

I Die teilweise Steuerfrei-
heit für Zuschläge von
Sonn-, Feiertags- und
Nachtarbeit wird gestri-
chen.

I Die Besteuerung für Ver-
äuûerungsgewinne bei

DSTG bei der Anhörung im Finanzausschuû des Bundestages

¹Groûe Steuerreformª
bringt Arbeitsbelastung
für die Finanzämter

Im Finanzausschuû des Deutschen Bundestages erläuterte
die DSTG ihre Position zur Steuerreform.

Foto: EduardN. Fiegel
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wesentlichen Beteiligun-
gen an Kapitalgesell-
schaften wird erweitert.
Die Spekulationsfrist bei
Wertpapieren von sechs
Monaten wird auf ein Jahr
verlängert.

I Eingeführt wird eine Ent-
fernungspauschale von
0,40 DM pro Entfernungs-
kilometer anstelle des bis-
herigen differenzierten
Kilometerpauschbetra-
ges.

I DerArbeitnehmerpausch-
betrag für Werbungsko-
sten wird von 2000 DM
auf 1300 DM zurückge-
führt.

I Die Besteuerung der Ren-
ten soll nach der neuen
Systematik in § 41 EStG
99 neu geregelt werden.

Nach der Neuregelung
sollen Renten mit steuer-
freiem Arbeitgeberanteil
zu 50% steuerpflichtig
werden, Renten ohne
steuerfreien Arbeitgeber-
anteil und Renten aus Le-
bensversicherungen sol-
len zu 30% steuerpflichtig
werden.

Auch der Altersentla-
stungsbetrag nach dem
bisherigen § 24a EStG soll
von 3720 DM auf 1860
DMhalbiert werden.

Der Versorgungsfreibetrag
wird von 6000 DM auf
3000DMhalbiert.

Hierzu die DSTG-Stellung-
nahme:

I ZumEinkommensteuerta-
rif hat die DSTG nochmals
deutlich gemacht, daû die
Begünstigung gewerbli-
cher Einkünfte um 4%-
Punkte gegen das Gebot
steuerlicher Gleichbe-
handlung verstoûe.

I Die DSTG hat gefordert,
den Zinsabschlag unver-
ändert zu lassen (30%,
35%bei Tafelgeschäften).

I Ebenfalls soll der Sparer-
freibetrag in der bisheri-
gen Höhe von 6000 DM/
12 000 DM beibehalten
werden.

I Die Besteuerung der
Hälfte der Lohnersatzlei-

stungen wird von der
DSTG als systemgerecht
angesehen. Die Neurege-
lung führe allerdings zu
einer Mehrbelastung der
Finanzämter durch das
Entstehen von mehr
Prüffällen. Entlastungswir-
kung träte nur dann ein,
wenn der Lohnsteuerab-
zug durch die jeweils aus-
zahlende Stelle (z.B. Ar-
beitsamt) vorgenommen
würde.

I Die Streichung der teil-
weisen Steuerfreiheit für
Zuschläge von Sonn-, Fei-
ertags und Nachtarbeit
wird als steuersystema-
tisch richtig angesehen.
Die bisherige Steuerfrei-
heit sei nichts anderes als
eine Subventionierung
der betreffenden Arbeits-
plätze. Das Problem
könne nur tarif- und nicht
steuerpolitisch gelöst wer-
den. Hingewiesen hat die
DSTG auf die Grenzen
der politischen Durchsetz-
barkeit, die durch eine
Freibetragsregelung leich-
ter überwunden werden
könnten.

I Die Verlängerung der
Spekulationsfrist bei Wert-
papieren ist ± so die DSTG
± unpraktikabel, weil die
Finanzverwaltung diese
Gewinne auch bisher
kaum erfassen konnte.
Zur Kontrolle wäre z.B.
bei privaten Wertpapier-
geschäften eine Mittei-
lungs- und Mitwirkungs-
pflicht der Banken unum-
gänglich.

I Die DSTG hat den Vor-
schlag einer einheitlichen
Entfernungspauschale be-
grüût ± auch zur Ein-
dämmung von Miûbräu-
chen. Die Pauschale von
0,40 DM sei aber nicht
ausreichend, um die Be-
lastung der Fernpend-
ler auszugleichen. Vorge-
schlagen hat die DSTG
eine Entfernungspau-
schale von 0,50 DM. Ab-
gelehnt hat die DSTG
die Nichtberücksichtigung
der ersten 15 Kilometer
der Fahrstrecke. Dies ver-
stoûe gegen das Netto-
prinzip. Fahrtkosten zur

Arbeit sind beim Arbeit-
nehmer Werbungskosten,
so wie sie bei den Selb-
ständigen und Gewerbe-
treibenden Betriebsaus-
gaben seien.

I Ebenso abgelehnt wird
die Absenkung der Wer-
bungskostenpauschale von
2000 DM auf 1300 DM.
Die DSTG hat vorgeschla-
gen, daû der bisherige
Pauschbetrag von 2000
DM beibehalten wird, wo-
bei die Entfernungspau-
schale mit 0,50 DM ab
dem ersten Kilometer in
den Pauschbetrag mit ein-
bezogenwerden soll.

I Zur Neuordnung der Be-
steuerung der Altersein-
künfte:

Die vorgesehenen ¾nde-
rungen bei der Besteue-
rung der Alterseinkünfte
(Pensionen, Renten) brin-
gen teilweise erhebliche
Mehrbelastungen für die
Bezieher von Altersein-
künften mit sich, beseiti-
gen jedoch nicht die be-
reits vorhandenen Verzer-
rungen durch die unter-
schiedliche Besteuerung
von Renten und Pensio-
nen, werden insbesonde-
re dem Auftrag des Bun-

desverfassungsgerichts
zur Beseitigung der Ver-
zerrungen nicht gerecht.
Durch die vorgesehene
Absenkung des Versor-
gungsfreibetrages für Pen-
sionen im Zusammenwir-
ken mit der Absenkung
der Arbeitnehmerpau-
schale und dem Tarif 99
müssen z.B. die Bezieher
kleiner Pensionen im Ge-
gensatz zu Beziehern hö-
herer Pensionen nicht we-
niger, sondern mehr Ein-
kommensteuer als nach
geltendem Recht zahlen.
So hat eine alleinstehende
Beamtenwitwe mit einem
monatlichen Witwengeld
von 1700,00 DM (ohne
sonstige Bezüge) ab 1999
eine steuerliche Mehr-
belastung von über 400,00
DM pro Jahr hinzu-
nehmen, was die Verfas-
sungswidrigkeit der Pensi-
onsbesteuerung verstärkt.

Die DSTG lehnt daher die
bruchstückhaften Neurege-
lungen zur Besteuerung der
Alterseinkünfte, insbeson-
dere die Absenkung der
Freibeträge, ab. Die Frage
der Besteuerung der Le-
bensversicherung sollte zu-
sammen mit dem Komplex
¹Besteuerung der Altersein-
kommenª erfolgen.

Die Vorsitzenden der Landesverbände in den jungen
Bundesländern trafen sich am 13. April 1997 imDSTG-Haus
in Bonn, umdie Gewerkschaftsarbeit zu koordinieren und
umKräfte und Ideen zu bündeln. Unser Foto zeigt v. l.:

Bundesgeschäftsführer Paul Courth, Hans-Holger Büchler
(LV Brandenburg), GünterMartini (LV Sachsen-Anhalt),

Kerstin Patzwall (LVMecklenburg-Vorpommern,
stellv. Vorsitzende), Bundesvorsitzender Dieter Ondracek,

Gunda Lämmer (LV Thüringen) und
Joachim Rothe (LV Sachsen, stellv. Bundesvorsitzender).
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D er beim Bundesfi-
nanzministerium an-
gesiedelte Koordi-

nierungsausschuû ¹zur
gleichmäûigen Durchfüh-
rung der Ausbildung der
Steuerbeamtenª hat in sei-
ner letzten Sitzung Anfang
Mai 1997 die neuen Ausbil-
dungsrichtlinien für die
Steuerbeamten erörtert auf
der Grundlage der novellier-
ten Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für die Steu-
erbeamten (StBAPO), die
auf die prinzipielle Zu-
stimmung der DSTG gesto-
ûen sind. Die DSTG-Ju-
gend hat einige Abände-
rungsvorschläge und Anre-
gungen vorgelegt, die die
Bundesleitung aufgegriffen
hat.

Nach den neuen Ausbil-
dungsrichtlinien soll die be-
rufspraktische Ausbildung
an den Ausbildungsfinanz-
ämtern beginnen mit einer
allgemeinen Diensteinfüh-
rung von ein- bis zweiwöchi-
ger Dauer, in der die Nach-
wuchskräfte einen ersten
Überblick über die Recht-
stellung der Beamten, den
Ausbildungsweg, den Auf-
bau der Finanzverwaltung
sowie die Organisation, Auf-
gaben, Arbeitsabläufe und
Arbeitsweise der Finanzäm-
ter gewinnen sollen. Hierzu
hat die DSTG-Jugend vor-
geschlagen, die Einfüh-
rungszeit auf vier bis fünf
Tage zu beschränken. Die-
ser Zeitraum sei völlig aus-
reichend. Hier erhielten die
Anwärter einen groben
Überblick und könnten so
die Zusammenhänge inner-
halb des Finanzamtes erler-
nen. Die Diensteinführung
sollte am letzten Tag mit ei-
ner Amtsbegehung und ei-
nem zusammenfassenden
Schluûvortrag abgeschlos-
senwerden.

Die DSTG-Jugend hat noch-
mals darauf hingewiesen,
wie vorrangig die Ausbil-

dung desAusbildungsleiters
und der Ausbilder im be-
rufspädagogischen, psycho-
logischen und didaktischen
Bereich sei. Notwendig sei
insbesondere, daû den Aus-
bildern ¹von Zeit zu Zeit auf
Auffrischungskurs angebo-
tenªwerde.

Die Ausbildungsrichtlinien
enthalten eineDefinition des
¹Selbststudiumsª: ¹Selbst-
studium ist die Vor- und
Nachbereitung von Lehrin-
halten. Es umfaût auch die
Erarbeitung nicht unterrich-
teter Lehrinhalte, z.B. an-
hand von Skripten, Richtli-
nien, Lernprogrammen oder
Literaturª. Hierzu hat die
DSTG-Jugend gefordert, die
Ausstattung der Bibliothe-
ken zu verbessern und
die Öffnungszeiten studien-
freundlicher zu gestalten.
¹Selbststudium verlangt die
Bereitstellung notwendiger
Literatur und flexible Öff-
nungszeiten der Bibiliothe-
ken.ª

Im übrigen legen die Richt-
linien die Mindeststunden-
zahlen der Ausbildungsar-
beitsgemeinschaften für den
mittleren und gehobenen
Dienst fest:

Mittlerer Dienst:

ADV in der Steuerverwaltung 32 Stunden
Arbeitstechnik und -organisation 16 Stunden
Sachverhaltsermittlung und -aufklärung 6 Stunden
Gesamtfallbearbeitung (Veranlagung) 18 Stunden
Gesamtfallbearbeitung (Zusammenarbeit) 12 Stunden
Dispositionsstunden 16 Stunden

100 Stunden

Gehobener Dienst:

ADV in der Steuerverwaltung 32 Stunden
Arbeitstechnik und -organisation 20 Stunden
Sachverhaltsermittlung und -aufklärung 6 Stunden
Gesamtfallbearbeitung (Veranlagung) 30 Stunden
Gesamtfallbearbeitung (Zusammenarbeit) 12 Stunden
Gesamtfallbearbeitung (Gesellschaften) 12 Stunden
Kommunikation/Kooperation 8 Stunden
Auûenprüfung 6 Stunden
Dispositionsstunden 24 Stunden

150 Stunden

Verfassungsklage steht im Raum

Die DSTG wird den Mangel an Betriebsprüfungen möglicher-
weise zum Anlaû für eine Verfassungsklage nehmen. Im ZDF-
Magazin ¹Mit mir nicht!ª bezeichnete der DSTG-Bundes-
vorsitzende Dieter Ondracek am 7. Mai 1997 die derzeitige
Steuerpraxis als verfassungswidrig. Der Verfassungsgrund-
satz der Steuergerechtigkeit sei wegen des eklatanten Man-
gels an Betriebsprüfungen nicht gewahrt. Mittlere Betriebe
würden nur alle vierzehneinhalb Jahre geprüft, in kleinen Be-
trieben tauche während einer Generation oft gar kein Prüfer
auf. Ondracek warf den Finanzministern der Länder vor, kein
Interesse an Betriebsprüfungen zu haben und eine verdeckte
Wirtschaftsförderung zu betreiben. Experten schätzen die Ver-
luste des Fiskus auf hundert bis zweihundert MilliardenMark.
Über Betriebsprüfungen werden derzeit etwa fünfzehn Mil-
liardenMark hereingeholt.

DSTG-Chef Ondracek (li.) in der ZDF-Sendung
¹Mit mir nicht!ª am 7.Mai 1997; in derMitte
dieModeratorinMaria vonWelser, rechts

der rheinland-pfälzische Finanzminister GernotMittler.
Fernsehbild: Fiegel

Kattenbeck in
neuer Funktion

Der Ehrenvorsitzende der
Bayerischen Finanzgewerk-
schaft und Vorsitzende des
Bayerischen Beamtenbun-
des, Senator Dieter Katten-
beck, wurde zum Vorsitzen-
den des Haushaltsausschus-
ses des Bayerischen Senats
gewählt. Die DSTG gratu-
liert zu dieser Wahl, mit der
auch die sachkundige und
engagierte Arbeit Katten-
becks als langjähriger Be-
richterstatter des Haus-
haltsausschusses gewürdigt
wird.

DSTG-Jugend schaltet sich ein

Neue Richtlinien für
Ausbildung
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B undespräsident Ro-
man Herzog hat sich
am 26. April 1997 im

Berliner Hotel Adlon mit ei-
ner wichtigen Grundsatzre-
de an alle gesellschaftlichen
Gruppen gewandt. Herzog
hielt der Gesellschaft den
Spiegel vor ± auch den Ge-
werkschaften. Eindringlich
hat er Reformen angemahnt,
¹über die wir schon viel zu
lange redenª: zu den Lohn-
nebenkosten, zum Arbeits-
markt, zum Subventionsab-
bau, zur öffentlichen Ver-
waltung, zur Deregulierung,
zur Krankenversicherung
und schlieûlich zur ¹Steuer-
reformª.

Der Chef des Bundespräsi-
dialamtes, Wilhelm Stauda-
cher, hat die Redaktion ge-
beten, unsere Leser über die
Rede zu informieren. Eine
bloûe Berichterstattungwür-
de die ¹visionäre Ausstrah-
lungª schmälern. Wir druk-
ken daher einige Auszüge
imWortlaut.

¹Ich komme gerade aus
Asien zurück. In vielen
Ländern dort herrscht eine
unglaubliche Dynamik.
Staaten, die noch vor kur-
zem als Entwicklungslän-
der galten, werden sich in-
nerhalb einer einzigen
Generation in den Kreis
der führenden Industrie-
staaten des 21. Jahrhun-
derts katapultieren. Kühne
Zukunftsvisionen werden
dort entworfen und umge-
setzt, und sie beflügeln
die Menschen zu immer
neuen Leistungen.

Was sehe ich dagegen in
Deutschland?Hier herrscht
ganz überwiegend Mut-
losigkeit, Krisenszenarien
werden gepflegt. Ein Ge-
fühl der Lähmung liegt
über unserer Gesellschaft.

Dabei stehen wir wirt-
schaftlich und gesell-
schaftlich vor den gröûten

Herausforderungen seit
50 Jahren: 4,3 Millionen
Arbeitslose, die Erosion
der Sozialversicherung
durch eine auf dem Kopf
stehende Alterspyramide,
die wirtschaftliche, tech-
nische und politische Her-
ausforderung der Globa-
lisierung.

Eine von ¾ngsten erfüllte
Gesellschaft wird unfähig
zu Reformen und damit
zur Gestaltung der Zu-

Angst lähmt die
Gesellschaft

kunft. Angst lähmt den Er-
findergeist, den Mut zur
Selbständigkeit, die Hoff-
nung, mit den Problemen
fertig zu werden. Unser
deutsches Wort ¹Angstª
ist bereits als Symbol
unserer Besinnlichkeit in
den Sprachschatz der
Amerikaner und Franzo-
sen eingeflossen. ¹Mutª
oder ¹Selbstvertrauenª
scheinen dagegen aus der
Mode gekommen zu sein.

Ob Steuern, Renten, Ge-
sundheit, Bildung, selbst
der Euro ± zu hören sind
vor allem die Stimmen
der Interessengruppen und

Bedenkenträger. Wer die
groûen Reformen ver-
schiebt oder verhindern
will, muû aber wissen, daû
unser Volk insgesamt da-
für einen hohen Preis zah-
len wird. Ich warne alle,
die es angeht, eine dieser
Reformen aus wahltakti-
schen Gründen zu verzö-
gern oder gar scheitern zu
lassen. Den Preis dafür
zahlen vor allem die Ar-
beitslosen.

20 Jahre haben wir ge-
braucht, um den La-
denschluû zu reformieren.
Die zentralen Herausfor-
derungen unserer Zeit
werden wir mit diesem
Tempo ganz gewiû nicht
bewältigen. Wer 100 Me-
ter Anlauf nimmt, um
dann zwei Meter weit zu
springen, der braucht gar
nicht anzutreten.

Der Staat leidet heute be-
sonders unter dem My-
thos der Unerschöpflich-
keit seiner Ressourcen.
Man könnte das auch so
sagen: Die Bürger überfor-
dern den Staat, der Staat
seinerseits überfordert die
Bürger. Je höher die Steu-
erlast, desto höher die Er-
wartungen an den Staat.
Dem bleibt dann nichts

anderes übrig, als sich
weiter zu verschulden und
erneut die Steuern zu er-
höhen. Bei überhöhter
Verschuldung bleibt nur
noch die Roûkur der
Haushaltssanierung mit
schmerzhaften konjunk-
turellen Folgen. Ein Teu-
felskreis!

Wer hohe Steuern zahlt,
meint allzuleicht, damit
seine Verpflichtungen ge-
genüber der Gemein-
schaft abschlieûend erfüllt
zu haben. Vorteilssuche
des einzelnen zu Lasten
der Gemeinschaft ist ge-

Die Sucht nach
dem eigenen Vorteil

als Volkssport

radezu ein Volkssport ge-
worden. Wie weit sind wir
gekommen, wenn derjeni-
ge als clever gilt, der das
soziale Netz am besten für
sich auszunutzen weiû,
der Steuern am geschick-
testen hinterzieht oder der
Subventionen am intelli-
gentesten abzockt? Und
jeder rechtfertigt sein Ver-
halten mit dem Hinweis
auf die anderen, die es ±
angeblich ± ja auch so ma-
chen.

Ich erwarte auch eine kla-
re Sprache!Wer ± wo auch
immer ± führt, muû den
Menschen, die ihm anver-
traut sind, reinen Wein
einschenken, auch wenn
das unangenehm ist. Ich
mache den 35jährigen
Kohlekumpeln, die in
Bonn für den Erhalt ihres
Arbeitsplatzes demon-
striert haben, keinen Vor-
wurf. Ich weiû, daû den
Bergleuten jetzt viel ab-
verlangt wird, und ich
fühle mit ihnen. Mein Vor-
wurf gilt aber denjenigen,
die vor zwanzig Jahren
die damals 15jährigen er-
mutigt haben, diesen Be-

¹Visionen müssen sich mit Tatkraft verbindenª

Bundespräsident Roman Herzog
rüttelt die Deutschen auf

DBB-Spitze trifft Roman Herzog

Zu einem ausführlichen Meinungsaustausch über gesell-
schaftspolitische Themen und die Bedeutung des öffentli-
chen Dienstes ist die DBB-Bundesleitung unter Führung
von DBB-Chef Erhard Geyer am 30. April 1997 mit Bun-
despräsident RomanHerzog zusammengetroffen.

Im Mittelpunkt des einstündigen Gesprächs in der Villa
Hammerschmidt standen Arbeitszeitflexibilisierung, Ab-
bau der Jugendarbeitslosigkeit, Beamtenstatus für Lehrer
sowie Gewerkschaftspluralismus auf europäischer Ebene.

Neben DBB-Chef Erhard Geyer haben an dem Gespräch
die stellvertretenden Bundesvorsitzenden Ilse Schedl, Pe-
ter Heesen, Heinz Ossenkamp, Otto Regenspurger und
Horst Zies teilgenommen.
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ruf zu ergreifen, indem sie
ihnen wider besseres Wis-
sen erzählt haben, er habe
uneingeschränkt eine Zu-
kunft.

Wir brauchen einen neuen
Gesellschaftsvertrag zu-
gunsten der Zukunft. Alle,
wirklich alle Besitzstände
müssen auf den Prüfstand.
Alle müssen sich bewe-
gen. Wer nur etwas vom
anderen fordert ± je nach
Standort von den Arbeit-
gebern, den Gewerk-
schaften, dem Staat, den
Parteien, der Regierung,
der Opposition ±, der be-
wegt gar nichts.

Zuerst müssen wir uns
darüber klar werden, in
welcher Gesellschaft wir
im 21. Jahrhundert leben
wollen. Wir brauchen wie-
der eine Vision. Visionen
sind nichts anderes als
Strategien des Handelns.
Das ist es, was sie vonUto-
pien unterscheidet. Visio-
nen könnten ungeahnte
Kräftemobilisieren: Ich er-
innere nur an die Vitalität
des ¹American Dreamª,
an die Vision der Pere-
stroika, an die Kraft der
Freiheitsidee im Herbst
1989 in Deutschland.

Niemand darf von mir
Patentrezepte erwarten.
Aber wenn ich versuche,
mir Deutschland im Jahre
2020 vorzustellen, dann
denke ich an ein Land,
das sich von dem heutigen
doch wesentlich unter-
scheidet.

Wäre es nicht ein Ziel,
eine Gesellschaft der So-
lidarität anzustreben ±
nicht im Sinne der Maxi-
mierung von Sozialtrans-
fers, sondern imVertrauen
auf das verantwortliche
Handeln jedes einzelnen
für sich selbst und die Ge-
meinschaft? Solidarität ist
Hilfe für den, dem die
Kraft fehlt, für sich selbst
einzustehen. Solidarität
heiût aber auch Rücksicht
auf die kommenden Ge-
nerationen. Statt Subven-
tionen mutig zu kürzen,
fallen uns immer wieder
neue Vorschläge für staat-
liche Leistungen ein. Da-

bei hat manches Förder-
programm längst seinen
guten Sinn verloren.

Beispiel öffentliche Ver-
waltung:

Ich frage mich manch-
mal, ob mancherorts bei
öffentlichen Baumaûnah-
men ein Wettlauf zwi-
schen Ausbau und Rück-
bau stattfindet. Und über-
all gilt: die vielen klei-
nen Fälle öffentlicher Ver-
schwendung ergeben zu-
sammen Milliardensum-
men. Wo bleibt ein moder-
nes Haushaltsrecht, das
Sparen belohnt und Ver-
schwendung bestraft?

Und schlieûlich Beispiel
Steuerreform:

Dazu fällt mir nach der
Entwicklung der letzten
Tage überhaupt nichts
mehr ein.

Egoismus allein ist nicht
mehr ,in`, gerade unsere
Jugend ist wieder bereit,
sich für die Gemeinschaft
einzusetzen. Wir müssen
sie dann aber auch ge-
währen lassen, ihr Spiel-
räume geben, Erfahrun-
gen jenseits der materiel-
lenWerte zu gewinnen.

Wir müssen von dem ho-
hen Ross herunter, daû Lö-
sungen für unsere Proble-
me nur in Deutschland ge-
funden werden können.
Der Blick auf den eigenen
Bauchnabel verrät nur
wenig Neues. Jeder weiû,
daû wir eine lernende Ge-
sellschaft sein müssen. Al-
so müssen wir Teil ei-
ner lernenden Weltgesell-
schaft werden, einer Ge-
sellschaft, die rund um
den Globus nach den be-
sten Ideen, den besten Lö-
sungen sucht.

Die Globalisierung hat
nicht nur einen Weltmarkt
für Güter und Kapital,
sondern auch einen Welt-
markt der Ideen geschaf-
fen, und dieser Markt
steht auch uns offen.

Ich bin überzeugt:

Wir können wieder eine
Spitzenposition einneh-
men, in Wissenschaft und

Technik, bei der Erschlie-
ûung neuer Märkte. Wir
können eine Welle neuen
Wachstums auslösen, das
neueArbeitsplätze schafft.

Das Ergebnis dieser An-
strengung wird eine Ge-
sellschaft im Aufbruch
sein, voller Zuversicht und
Lebensfreude, eine Ge-
sellschaft der Toleranz
und des Engagements.
Wenn wir alle Fesseln ab-
streifen, wenn wir unser
Potential voll zum Einsatz
bringen, dann können wir
am Ende nicht nur die Ar-
beitslosigkeit halbieren,
dann können wir sogar
die Vollbeschäftigung zu-
rückgewinnen. Warum
sollte bei uns nicht mög-
lich sein, was in Amerika
und anderswo längst ge-
lungen ist?

Wir müssen jetzt an die
Arbeit gehen. Ich rufe auf
zu mehr Selbstverantwor-
tung. Ich setze auf erneu-
ertenMut. Die besten Jah-
re liegen noch vor uns.

Ondracek trifft MdB Körper (SPD)

Die Lage der Steuerverwaltung und des öffentlichen
Dienstes, aber auch die Steuerpolitik, standen im Mittel-
punkt eines Gespräches des Bundesvorsitzenden Dieter
Ondracek mit dem Innenpolitischen Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion Fritz-Rudolf Körper. Einmütigkeit be-
stand darüber, daû Leistungsanreize für die Beschäftigten
die Effektivität des Verwaltungshandelns verbessern. In
der Steuerverwaltung sei noch viel zu tun. MdB Körper
sagte zu, die DSTG-Vorstöûe in diese Richtung zu unter-
stützen. Beteiligt waren für die SPD-Bundestagsfraktion
der Referent für Inneres, Zeisig, für die DSTG Bundesge-
schäftsführer Paul Courth und sein Stellvertreter, Rafael
Zender.

Fritz-Rudolf Körper (l.) imGesprächmit Dieter Ondracek
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V or den Ausschüssen
für Bildung und
Wissenschaft sowie

für Inneres des Landtages
von Sachsen-Anhalt hat die
DSTG am 7. Mai 1997 ge-
warnt, das Projekt einer ver-
waltungsexternen Steuer-
beamten-Ausbildung weiter
zu verfolgen. DSTG-Landes-
vorsitzender Günter Martini
und Bundesgeschäftsführer
Paul Courth haben in der
Anhörung deutlich ge-
macht, daû eine verwal-
tungsexterne Ausbildung die
bundeseinheitliche Ausbil-
dung der Steuerbeamten
akut gefährdet. Verwal-
tungsexterne würden dem
Kultusbereich zugeordnet ±
einem Kernstück des Föde-
ralismus. Sie würden in glei-
cher Weise für die Steuerbe-
amten, die steuerberaten-
den Berufe, die Wirtschafts-
prüfer usw. geöffnet. Die po-
litische Verantwortung so-
wie die Dienst- und Fach-
aufsicht durch die obersten
Finanzbehörden würden im
Kernbereich ausgehöhlt.

Auch eine auf die Steuer-
verwaltung zugeschnittene
Ausbildung wäre nicht ge-
währleistet: ¹Die Aufgaben

Finanzbeamte und
Steuerberater haben
unterschiedlichen

Blickwinkel

der Beschäftigten der Steu-
erverwaltung und der steu-
erberatenden Berufe unter-
scheiden sich essentiell.
Dies muû sich auch in
den Studieninhalten nieder-
schlagen.Wer die Interessen
seiner Mandanten vertritt,
betrachtet das Steuerrecht
aus einer anderen Perspekti-
ve als der Steuerbeamte, der
die Besteuerungsgrundla-
gen ermittelt und die Steu-
ern festsetzt und erhebtª, so
die DSTG in ihrer Stellung-
nahme.

Die von der verwaltungsex-
ternen Fachhochschulaus-
bildung erhofften Einsparef-
fekte ± die Haushalte sollen
von den Anwärterbezügen
entlastet werden ± würden
nicht eintreten. Unumgäng-
lich sei, daû sich an das ver-
waltungsexterne Fachhoch-
schulstudium ein verwal-
tungsinterner Vorberei-
tungsdienst anschlieût. Im
übrigen würden die Stu-
dierenden an den exter-
nen Fachhochschulen re-
gelmäûig Leistungen nach
dem Bundesausbildungsför-
derungsgesetz erhalten. Bei
sorgfältiger und seriöser
Vergleichsrechnung könn-
ten daher keine Einsparef-
fekte erzielt werden.

Die DSTG wies in ihrer Stel-
lungnahme auf die Gefahr
hin, daû bei einer verwal-
tungsexternen Ausbildung
der Praxisbezug verloren
ginge.

Beeinträchtigt wäre die
Qualität einer an der Pra-
xis orientierten fachwis-
senschaftlichen Ausbil-
dung. Die Lehrenden
an den verwaltungsin-
ternen Fachhochschu-
len der Steuerverwaltung
sind Praktiker (hochqua-
lifizierte Steuerjuristen
und Beamte des gehobe-
nen Dienstes), die den
Stoff praxisbezogen ver-
mitteln und die Wissen-
schaftlichkeit diesem Ziel
zuordnen.

Demgegenüber würden
die wissenschaftlichen
Methoden der Stoffver-
mittlung an einer verwal-
tungsexternen Fachhoch-
schule überproportional
gewichtet zu Lasten der
Praxisnähe der Ausbil-
dung.

Nicht zuletzt: die ständi-
ge Rückkoppelung der
Dozenten mit der Praxis
wäre nicht gewährleistet.

So wäre zum Beispiel die
praktische Tätigkeit der
Lehrenden in den Fi-
nanzämtern, insbesonde-
re als Sachgebietsleiter,
die in vielen Bundeslän-
dern gefordert wird (¹Ro-
tationsprinzipª), an ver-
waltungsexternen Fach-
hochschulen aus hoch-
schul- und dienstrechtli-
chen Gründen ausge-
schlossen.

In die DSTG-Argumente
sind auch die Ergebnisse
des DSTG-Symposiums
mit den Lehrenden an
den Bildungsstätten der
Steuerverwaltung vom
27. bis 29. April 1997 in
Brühl eingeflossen.

Eine klare Absage an die
verwaltungsexterne Fach-
hochschule hat der Bayeri-
sche Staatsminister der Fi-
nanzen Erwin Huber in ei-
nem Schreiben an den Bun-
desvorsitzenden erteilt. Hu-
ber ist selbst Diplom-Finanz-
wirt und hat die Ausbildung
an der verwaltungsinternen
Bayerischen Beamtenfach-
hochschule in Herrsching ±
Fachbereich Finanzwesen ±
absolviert:

± ¹Die Ausbildung an der
internen Beamtenfach-
hochschule ist so zielge-
richtet und effektiv wie
keine andere Fachhoch-
schulausbildung. Sie führt
die Studierenden in nur
drei Jahren zur Berufsfä-
higkeit, während eine ent-
sprechendeAusbildung in
einer externen Fachhoch-
schule vier Jahre Studium
und einen anschlieûenden
Vorbereitungsdienst von
einem Jahr bzw. zumin-
dest eine Einführungsfort-
bildung umfassenwürde.

± In Bayern werden nur so
viele Studierende ausge-
bildet, wie später tatsäch-
lich bei den Dienstherren
unterkommen (nur in Ein-

zelfällen kann es bei un-
vorhergesehenen Perso-
nalkürzungen zu Engpäs-
sen kommen). Die exter-
nen Fachhochschulen bil-
den viele aus, die später
nicht in ihrem erlernten
Beruf arbeiten können.

± Auch ist es keineswegs so,
daû die an den Ver-
waltungsfachhochschulen
erworbenen Studienab-
schlüsse am Arbeitsmarkt
nicht anerkannt würden.
Diplom-Finanzwirte (FH)
kommen in der Wirtschaft
gut unter.

± Das Ausbildungsniveau
an den Beamtenfachhoch-
schulen ist dem Ausbil-

Diplom-Finanzwirte
haben in der

Wirtschaft Chancen

dungsniveau an den ex-
ternen Fachhochschulen
nicht unterlegen. Daher
ist auch die Aussage,
die verwaltungsinternen
Fachhochschulen erfüll-
ten in ihrer gegenwärti-
gen Form nicht die Anfor-
derungen an ein Fach-
hochschulstudium, nicht
gerechtfertigt. Die Be-
amtenanwärter erhalten
ebensoviel theoretische
Unterweisung wie die
Studierenden an exter-
nen Fachhochschulen,
nur zeitlich gedrängter.
Auch das wissenschaftli-
che Niveau der Lehren-
den an den Beamtenfach-
hochschulen ist demjeni-
gen der Dozenten an den
externen Fachhochschu-
len nicht unterlegen. Die
Lehre durch Verwaltungs-
praktiker sichert einen
guten Praxisbezug der
Ausbildung. Auûerdem ist
nach Jahren der Lehre
eine Rotation der Dozen-
ten zurück in die Verwal-
tung und dadurch eine

DSTG bei der Anhörung im Landtag Sachsen-Anhalt:

Steuerbeamte nicht auûerhalb
der Verwaltung ausbilden
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Verjüngung des Dozen-
tenstammsmöglich.

± Die verwaltungsinterne
Ausbildung ist im End-
effekt auch wesentlich
kostengünstiger als eine
Ausbildung an einer ex-
ternen Fachhochschule:

Ein Ausbildungsmodell
mit Studenten, die sich
nicht im Anwärterstatus
befinden, erscheint nur
auf den ersten Blick we-
gen des Entfallens der An-
wärterbezüge kostengün-
stiger als das bisherige
Modell. Dies ist jedoch
nicht realistisch. Die Ko-
sten der Anwärterbezüge
würden mehr als aufge-
wogen durch die Kosten
für die längere Dauer des
Studiums an einer exter-
nen Fachhochschule, die
gröûere Zahl von dort
Studierenden, die später
nicht in einem entspre-
chenden Beruf arbeiten,
sowie die ggfs. notwendi-
gen Leistungen nach dem
BAFöG.

± Auûerdem ist anzuneh-
men, daû bei einer Öff-
nung für andere Studie-
rende wegen der damit
verbundenen Verbreite-
rung der Ausbildung der
Anwärter am Ende des
dreijährigen Studiums bei
seiner konkreten Verwen-
dung in der Verwaltung
nicht sofort voll einsatzfä-
hig ist, sondern eines wei-
teren kostenintensiven
Vorbereitungsdienstes mit
Anwärterbezügen bzw.
einer voll bezahlten Ein-
führungsfortbildung be-
darf.ª

Schon heute ist abzusehen,
daû die Bundesratsinitiative
des Landes Sachsen-Anhalt
scheitern wird. Sowohl in
den Fraktionen des Bundes-
tages als auch im Bundesrat
wird es keine Mehrheiten
geben. Geteilt wird die
DSTG-Einschätzung:

¹Die Ausbildung der Steuer-
beamten nimmt im europäi-
schen und auch im interna-
tionalen Vergleich eine Spit-
zenstellung ein. Das Steuer-
beamten-Ausbildungsgesetz
und die Ausbildungs- und

Prüfungsordnung für die
Steuerverwaltung sind von
vielen Ländern der Welt
übernommen worden. Die
Ausbildung der Steuerbe-
amten ± auch und insbeson-
dere in ihrer verwaltungsin-
ternen Organisationsform ±
ist zu einem Markenzeichen
geworden. Daran darf nicht
gerüttelt werden!ª

Hintergrund der ganzen
Diskussion: nach dem Ent-
wurf eines Gesetzes zur ¾n-
derung desHochschulgeset-
zes des Landes Sachsen-An-
halt sollen die Fachbereiche
der Fachhochschule für öf-
fentliche Verwaltung und
Rechtspflege ± u. a. der
Fachbereich Steuerverwal-
tung ± in den neu gegrün-
deten Fachbereich ,Allge-
meine Verwaltung` der
Fachhochschule Harz über-
geleitet werden. Die Fach-
hochschuleHarz ist eine ver-
waltungsexterne Bildungs-
stätte. Die Überleitung soll
bis zum 1. Oktober 1998 ab-
geschlossen sein. Für die
Steuerverwaltung sieht der
Entwurf eine ¹Gleitklauselª
vor. Solange soll die Ausbil-
dung der Steuerbeamten in
der verwaltungsinternenOr-
ganisationsform weiterge-
führt werden, ¹solange die
bundesrechtlichen Rahmen-
bedingungen noch nicht ge-
ändert sind. Hierzu hat das
Land Sachsen-Anhalt ei-
ne Bundesratsinitiative zur
¾nderung von § 4 Abs. 2
des Steuerbeamten-Ausbil-
dungsgesetzes ergriffen.
Der Entwurf sieht eine Öff-
nungsklausel vor. Danach
soll die Ausbildung der
Steuerbeamten des geho-
benen Dienstes auch an
verwaltungsexternen Fach-
hochschulen zulässig sindª.

Der ideale
Steuerbeamte

W ie ¹guteª Steuer-
beamte ¹seinª
sollten! Freund-

lich, flexibel und fachlich
kompetent sollten sie sein.
Das meinten die Teilneh-
menden am DSTG-Sympo-
sium vom 27. bis 29. April
1997 in der Bundesfinanz-
akademie in Brühl. Im Rah-
men seines Statements
zum Tagungsthema ¹Steu-
erverwaltung im Umbruch:
Welches Leitbild für die
Steuerbeamten?ª hatte Jo-
seph Fromme, Finanzbehör-
de Hamburg, die Teilneh-
mer gebeten, spontan und in
Stichworten drei bis fünf ih-
rer Ansicht nach wesentli-
che Eigenschaften, Einstel-
lungen, Fähigkeiten zu no-
tieren, die Steuerbeamte als
solche haben sollten.

Die 52 Teilnehmer am Sym-
posium nannten 91 ¹Merk-
maleª:

je 38:wurde als Einstellung
¹freundlich/bürger-/hilfsbe-
reitª und als Fähigkeit
¹kompetent/fachlich/sach-
verständig/ kenntnisreichª,
32: wurde als Eigenschaft
¹flexibel/aufgeschlossen/of-
fenª genannt. Viel ¹Ver-
ständnisª sollten Steuerbe-
amte haben, betonten insge-
samt 15 Teilnehmer ± dabei
besonders ¹wirtschaftliches
Verständnisª (8:);
¹Korrektª (9:), ¹gerechtª
(7:), ¹objektivª (3:), ¹un-
bestechlichª/integerª (3:),
¹ehrlichª (2:) warenweitere
auffällige Nennungen.

Die Lernbereitschaft wurde
von sieben Teilnehmern für

wesentlich gehalten ± in un-
terschiedlichen Formulie-
rungen, wie ¹lernbereit, in-
novationsbereit, lernfähig,
mit Blick über den Teller-
rand, neugierig, geistig be-
weglichª.
Insgesamt 14: wurden
¹Teamfähigkeit, Teamgeist,
kollegial, solidarisch, koope-
rativ, partnerschaftlichª auf-
geführt.
Die Kommunikationsfähig-
keit wurde mit unterschied-
lichen Akzenten hervor-
gehoben: ¹kommunikativª
(4:), ¹zuhören könnenª
(2:), ¹überzeugen könnenª
(2:), ¹redegewandtª (2 :).
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Rentenanpassung
beschlossen

D ie Bundesregierung
hat den Entwurf der
Rentenanpassungs-

verordnung 1997 beschlos-
sen. Die Renten werden in
den alten Bundesländern
zum1. Juli 1997 um1,65 Pro-
zent erhöht; in den neuen
Bundesländern werden die
anpassungsfähigen Renten
um 5,55 Prozent angehoben.

Die Standardrente, der
45 Versicherungsjahre mit
Durchschnittsverdienst zu-
grunde liegen, steigt in
Westdeutschland von der-
zeit rund 1942,00 DM auf
1975,00 DM. In den neuen
Bundesländern steigt diese
Standardrente von 1598,00
DM auf 1683,00 DM. Das
Verhältnis der verfügbaren
Standard-Ostrente zu der
vergleichbaren Westrente
wird damit ab Juli 85,2 Pro-
zent betragen. Am 30. Juni
1990, dem Tag vor der Wirt-
schafts-, Währungs- und So-
zialunion, betrug dieses Ver-
hältnis ± je nach Rentenbe-
ginn der Ostrenten ± noch
zwischen rund 29 und
37 Prozent.

Die Anpassung für die ein-
zelnen Rentenempfänger in
den neuen Ländern kann
sich sehr unterschiedlich
auswirken, weil die aus Be-
sitz- und Vertrauensschutz-
gründen zur Rente gezahl-
ten Auffüllbeträge und Ren-
tenzuschläge nicht anpas-
sungsfähig sind und auûer-
dem ± wie schon bei den
Rentenanpassungen im Jahr
1996 ± weiter abgeschmol-
zenwerden.

Sachsen weicht
Problemen aus

D ie Regierungserklä-
rung des sächsi-
schen Ministerprä-

sidenten Kurt Biedenkopf
ist nach Feststellung des
Vorsitzenden des Sächsi-
schen Beamtenbundes (SBB),
Gerd Drechsler, ein klares
Eingeständnis erfolgloser
Politik. Wer, wie der Mini-
sterpräsident, sieben Jahre
nach der Herstellung der
Einheit Deutschlands, die
soziale und wirtschaftliche
Einigung auf die nächsten
zwanzig bis dreiûig Jahre
vertagen will, müsse sich
ernsthaft fragen lassen, wie
weitsichtig seine politischen
Entscheidungen und Inten-
tionen gewesen sind.

Der SBB-Vorsitzende erin-
nerte daran, daû Deutsch-
land nicht nur einHochlohn-,
sondern auch ein Hoch-
preis- und Hochsteuerland
ist. Es sei deshalb einfallslos
und sozial gefährlich, die
Angleichung der Lebensver-
hältnisse erneut auf lange
Sicht verschieben zuwollen.

¹Wer eine leistungsfähige
Verwaltung und eine mo-
derne Infrastruktur will, der
muû auch bereit sein, den
Menschen Perspektiven zu
bieten. Mieten und Lebens-
haltungskosten auf hundert
Prozent Westniveau recht-
fertigten kein 60 bis 84pro-
zentiges Lohn- bzw. Besol-
dungsniveau,ª kritisierte
der SBB-Chef. Gleichstel-
lung und Gleichbehandlung
im Osten und Westen dürf-
ten nicht zu politischen
Schlagworten verkommen.

Artur Folz führt
weiter an der Saar

A uf dem Zwei-
ten Steuer-Gewerk-
schaftstag des DSTG-

Landesverbandes Saar wur-
de am 24. April 1997 in Sulz-
bach eine neue Führungs-
spitze gewählt.Mit überwäl-
tigender Mehrheit wurde
Artur Folz in seinem Amt als
Landesvorsitzender bestä-
tigt. Ebenfalls mit herausra-
genden Ergebnissen wur-
den seine Stellvertreter ge-
wählt: Mechthild Graf vom
FA Merzig für das Tarifper-
sonal, Matthias Bittner vom
FA Völklingen für den mitt-
leren Dienst, Manfred Schä-
fer vom FA Saarbrücken/Am
Stadtgraben für den geho-
benen Dienst sowie Oswald
Balzert (Oberfinanzdirekti-
on) für den höherenDienst.
Schatzmeister wurde Her-
mann Gonder vom FA Völ-
klingen, stellvertretender
Schatzmeister Wolfram Lang
vom FA Saarbrücken/Main-
zer Straûe, Schriftführer Joa-
chimWeyrich vomFANeun-
kirchen, stellvertretender
Schriftführer Wolfgang Au-
gustin vom FA, Frauenver-
treterin Ruth Martin vom
FA Sulzbach, Pressespre-
cher Frank Rappenecker
vomFASulzbach.
Wegen ihrer herausragen-
den Verdienste um die
DSTG-Saar und ihres jahr-
zehntelangen unermüdli-
chen Einsatzes für die Be-
schäftigten in der saarländi-
schen Finanz- und Finanz-
bauverwaltungwurdenGöt-
tert, Lichterfeld, Nietz und
Schindler einstimmig zu Eh-
renmitgliedern gewählt.

Tauschecke

StOI©in aus Baden-Württem-
berg (OFD Karlsruhe) sucht
Tauschpartner/in aus den
Bereichen der OFD©en Kiel
oder Hamburg.

StS©in aus Brandenburg
(OFD Cottbus ± FA Pots-
dam-Land) sucht Tausch-
partner/in aus dem Bereich
der OFD Rostock (vorzugs-
weise die Finanzämter aus
Rostock).

StI z. A. aus Baden-Würt-
temberg (OFD Karlsruhe)
sucht Tauschpartner/in aus
Bayern (OFDNürnberg).

StHS©in aus Nordrhein-
Westfalen (OFD Düsseldorf)
sucht Tauschpartner/in aus
Niedersachsen (OFD Han-
nover), FA Norden, FA Au-
rich, FA Emden.

StI aus Rheinland-Pfalz
(OFDKoblenz) suchtTausch-
partner/in aus Baden-Würt-
temberg (OFD Freiburg).

Regierungsrätin aus Berlin
(OFD Berlin) sucht Tausch-
partner/in aus Niedersach-
sen (OFDHannover).

StI©in aus Sachsen (OFD
Chemnitz, Finanzamt Anna-
berg) sucht Tauschpartner/
in aus dem Bereich der OFD
Koblenz bzw. der OFDMün-
ster (Finanzamt Siegen oder
Olpe).

StS©in aus Sachsen (OFD
Chemnitz) sucht Tausch-
partner/in aus Thüringen
(vorzugsweise FA Erfurt,
auch dortige OFD, Finanz-
ämter Ilmenau, Gotha, Wei-
mar oder Rudolstadt).

StS©in aus Sachsen (OFD
Chemnitz) sucht Tausch-
partner/in aus Baden-Würt-
temberg, vorzugsweise aus
den Finanzämtern Bruch-
sal, Karlsruhe, Pforzheim u.
Mühlacker.

AI aus Baden-Württem-
berg (OFD Stuttgart) sucht
Tauschpartner/in aus dem
Bereich der OFDen Münster
bzw. Düsseldorf; vorzugs-
weise Finanzämter Bochum,
Witten, Hagen, Schwelm,
Wuppertal oder Hattingen.
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I n unseren Berichten
über das Tarifgesche-
hen taucht immer wie-

der der Begriff GGVöD auf.
Auch wenn in der Vergan-
genheit bereits mehrfach
über unsere Dachgewerk-
schaft berichtet wurde, so ist
es doch notwendig, daû un-
sere Mitglieder einmal um-
fassend über die GGVöD,
ihreOrganisation, Aufgaben
und die Personen dahinter
informiert werden.

GGVöD ± Wer steht
hinter dieser Abkürzung?

Zahlreiche tariffähige Ge-
werkschaften des öffentli-
chen Dienstes und der heu-
te privatisierten Dienstlei-
stungsbereiche hatten es
Ende der 60er Jahre satt,
ständig und ausschlieûlich
mit demselben Einheitsbrei
gewerkschaftlicher Tarifpo-
litik konfrontiert zu werden.
Diese unabhängigen Ge-
werkschaften haben vor
über 25 Jahren den Ent-
schluû gefaût, eine eigene
Dachorganisation zu grün-
den, womit der Grundstein
für die GGVöD, der ¹Ge-
meinschaft von Gewerk-
schaften und Verbänden des
öffentlichen Dienstesª ge-
legt war.

Heute vertritt die GGVöD in
über 40 Mitgliedsgewerk-
schaften Arbeitnehmer aus
allen Bereichen des öffentli-
chenDienstes und der priva-
tisierten Bereiche. All diesen
Gewerkschaften ist eines
gemeinsam: Sie wollen eine
eigenständige, parteipoli-
tisch unabhängige Tarifpoli-
tik gestalten und sich damit
vom üblichen Gewerk-
schaftseinerlei abheben.

1. Vorsitzender der GGVöD
ist seit Oktober 1990 Horst
Zies, der seit Mai 1989 Bun-
desvorsitzender der Ge-
werkschaft der Sozialversi-
cherung (GdS) und seit No-

vember 1995 stellvertreten-
der DBB-Bundesvorsitzen-
der ist.

Die GGVöD mischt mit

Die GGVöD ist seit über 20
Jahren anerkannter Tarif-
partner bei Bund, Ländern
und Gemeinden und hat in
dieser Zeit zahllose Tarifver-
träge eigenständig ausge-
handelt und abgeschlossen.
Damit stellt sie nicht nur im
Stuttgarter Tarifpoker ± den
jährlichen Lohn- und Ver-
gütungsrunden ± sicher, daû
nicht tarifpolitische Gleich-
macherei, sondern sozial-
und leistungsbezogene Ele-
mente als Ergebnis ihrer Ta-
rifarbeit durchgesetzt wer-
den. Übrigens: der ¹Tarif-
vertrag über die Eingruppie-
rung der Angestellten in der
Steuerverwaltungª (Teil II
Abschnitt J der Anlage 1a
zum BAT/BAT-O) wurde sei-
nerzeit für die GGVöD
durch die damalige DSTG-
Tarifkommission verhan-
delt.

Die Mitglieder
der GGVöD

Mehr als 350 000 Ange-
stellte, Arbeiter und Auszu-

bildende bekennen sich der-
zeit zu den Gewerkschaften
der GGVöD, und die Zahl
der Einzelmitglieder steigt
beständig. Denn immer
mehr Arbeitnehmer des öf-
fentlichen Dienstes erken-
nen, daû eine kompetente,
unabhängige und innovati-
ve Tarifpolitik in der heuti-
gen Zeit mehr denn je ge-
fragt ist.

Die Arbeit der GGVöD

Die GGVöD ist eine demo-
kratisch aufgebaute Ge-

werkschaft, die in ihren Be-
schluûorganen wie Vorstand
und Tarifkommission Ver-
handlungsforderungen er-
hebt und anschlieûend Ver-
handlungsergebnisse ak-
zeptiert oder auch ablehnt.
Die Einzelmitglieder an der
Basis werden häufig durch
Umfragen und Diskussionen
in diese Entscheidungsfin-
dung einbezogen.

Die Verhandlungskommis-
sionen der GGVöD, die aus
Mitgliedern der einzelnen
Gewerkschaften gebildet
werden, verhandeln mit
dem Bundesminister des In-
nern, der Tarifgemeinschaft
deutscher Länder, der Verei-
nigung kommunaler Arbeit-
geberverbände sowie zahl-
reichen Ministerien auf Län-
derebene. Immer dann,
wenn es um spezielle Ange-
legenheiten für die Arbeit-
nehmer/innen der Finanz-
verwaltung geht, ist die
DSTG-Tarifkommission in
die Arbeit und Entschei-
dungsfindung eingebun-
den.

In der ständigen Tarifkom-
mission der GGVöD vertre-
ten die DSTG-Interessen
Kollegin Faisst-Steigleder

GGVöD: Dieser Zusammenschluû ist mehr als ein Zungenbrecher

Wie die DSTG im Tarifbereich
mitmischt

Tarifverhandlungen 1996 in Stuttgart ± links GGVöD,
rechts Arbeitgeber

Der Vorsitzende der DSTG-Tarifkommission
Helmut Overbeck imGespräch

mit Bundesinnenminister Kanther
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(BV Württemberg) sowie die
Kollegen Deiker, Leverkus
(beide BV Düsseldorf), Mer-
ker (LV Thüringen), Over-
beck (Vorsitzender der
DSTG-Tarifkommission) und
Thomas (BV Westfalen-Lip-
pe).

Die Kollegen Leverkus und
Overbeck gehören darüber
hinaus dem Vorstand der
GGVöD an.

GGVöD und Deutscher
Beamtenbund

Beamte, Angestellte und Ar-
beiter des öffentlichen Dien-
stes und der privatisierten
Bereiche haben viele ge-
meinsame Probleme ± des-
halb ist es gut, daû zwischen
der GGVöD als Tarifpartei
des öffentlichen Dienstes
und dem Deutschen Beam-
tenbund (DBB) als Spitzen-
organisation der Beamten in
der Bundesrepublik Deutsch-
land enge Beziehungen be-
stehen. Dies ist heutewichti-
ger als je zuvor, denn zuneh-
mend wird von der Arbeit-
geberseite versucht, ¾nde-
rungen im Dienstrecht der
Beamten als Hebel für ¾n-
derungen im Tarifbereich zu
nutzen. Wo immer es also
möglich ist, ziehen GGVöD
und DBB daher am selben
Strang. Das fällt beiden Part-
nern um so leichter, als vie-
le Mitgliedsgewerkschaften
des DBB über die DBB-Tarif-
union zugleich Mitglied in
der GGVöD sind.

Durch die GGVöD wird si-
chergestellt, daû eine unab-
hängige Arbeitnehmerpoli-
tik ausschlieûlich von und in
der GGVöD gestaltet wird.

Berichterstattung
über die GGVöD

Bis 1994 bildete die GGVöD
zusammen mit der DAG
eine Tarifgemeinschaft. Erst
seit deren Ausscheiden und
Wechsel zur ÖTV kann die
GGVöD eine eigenständige
Öffentlichkeitsarbeit betrei-
ben. Deshalb steckt die Be-
kanntheit unter den Journa-
listen noch ¹in den Kinder-
schuhenª. Bei den Stutt-
garter Tarifverhandlungen
kommt hinzu, daû dieser Ort
Hauptsitz der ÖTV ist. Sie
hat dort in Sachen Öffent-
lichkeitsarbeit gewisserma-
ûen ein ¹Heimspielª. Er-
zwingen läût sich eine aus-
gewogene Berichterstattung
nicht ± doch dank der guten
und beharrlichen Presse-
und Öffentlichkeitsarbeit
¹der kleinen Schritteª ist die
GGVöD heute schon ein gu-
tes Stück weiter als vor we-
nigen Jahren.

Hinweis

Die nächste Ausgabe von
¹Die Steuer-Gewerkschaftª
erscheint als Doppelnum-
mer für die Monate Juli
und August Anfang August
1997.

Bekanntgabe des Ergebnisses der Tarifverhandlungen 1996
in Stuttgart

Copyright: GGVöD

U nter dem Motto
¹Ausgebildet und
Tschüû . . .?ª stand

die vom Landesvorstand
Brandenburg der Deut-
schen Steuer-Gewerkschaft
(DSTG) durchgeführte Po-
diumsdiskussion in der
Mensa des Bildungszen-
trums der Finanzverwaltung
in KönigsWusterhausen, mit
über 400 Teilnehmern.

Alle Absolventen des Ab-
schluûjahres 1997 uneinge-
schränkt zu übernehmen,
war die Forderung des Lan-
desvorsitzenden der DSTG,
Hans-Holger Büchler, in sei-
nem Statement zum Auftakt
der Diskussion.

Die Übernahme hat sich, so
Büchler, am Bedarf, der
nach übereinstimmender
Auffassung bei ca. 500 Be-
schäftigten liegt, und nicht
an den derzeit vorhandenen
Stellen zu orientieren.

In der Diskussion, die vom
stellvertretenden Vorsitzen-
den des Landesverbandes,
Heinz-Egon Müller, geleitet
wurde, kamen die Gäste
Frau Dr. Simon, Finanzmi-
nisterin des Landes Bran-
denburg, Herr Rentsch
(SPD Fraktion), Frau Dr.
Theben (PDS-Fraktion) und
der Bundesvorsitzende der
DSTG, Dieter Ondracek zu
Wort. Sowohl Rentsch, als

auch Dr. Theben anerkann-
ten den Bedarf und sagten
entsprechende Vorstöûe in
ihren Fraktionen und dem
Haushalts- und Finanzaus-
schuû zu.

Die Finanzministerin, die
die Haushaltssituation des
Landes ungeschminkt offen-
barte und die dadurch ge-
setzten Grenzen aufzeigte,
bot an, statt der ursprünglich
vorgesehenen Übernahme
von nur 53 Absolventen im
gehobenen Dienst ¹gut Ein-
hundertª der voraussichtlich
150 Absolventen des geho-
benen Dienstes zu überneh-
men. Den Absolventen des
mittleren Dienstes bot sie
keine Chance der Übernah-
me.

Zahlreiche Betroffene mel-
deten sich zur Diskussion
und machten mit bewegten
Worten und teilweise unter
Tränen ihre ausweglose
Situation deutlich, die bei
Nichtübernahme unaus-
weichlich in die Sozialhilfe
führt, da der Arbeitsmarkt
keine Aufnahme bietet.

Ondracek bekräftigte die
Forderung auf Übernahme
mit deutlichen Hinweisen
auf die Arbeitssituation in
den Finanzämtern und Au-
ûendiensten und sagte die
uneingeschränkte Unter-
stützung der DSTG zu.

Brandenburg: Diskus-
sion mit Anwärtern

Ein hochkarätig besetztes Podium
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Z weimal im Jahr tagt
der Arbeitskreis
¹Steuerschätzungª.

Im Mai werden die Einnah-
men des laufenden Jahres
und die folgenden vier Jahre
geschätzt. Dies geschah
diesmal in der Sitzung des
Arbeitskreises am 14. Mai
1997 in Schwerin.

Für das Jahr 1997 wird eine
Schätzabweichung von fast
18 Milliarden DM progno-
stiziert. Die Entwicklung
insgesamt zeigt das folgen-
de Tableau:

DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek hat nochmals an die ver-
antwortlichen Politiker ap-
pelliert, die Steuerverwal-
tung zu stärken, damit die
vorhandenen Steuerquellen
erschlossen werden können.
Das Ausmaû von Schatten-
wirtschaft und Steuerkrimi-
nalität sei ein Skandal, ins-

besondere im Blick auf die
alarmierenden Ergebnisse
der diesjährigen Steuer-
schätzung.

Die Stärkung der Leistungs-
fähigkeit der Steuerverwal-
tung gewinne im Blick auf
die aktuelle Steuerschät-
zung eine besonders hohe
Aktualität.

Der Arbeitskreis ¹Steuer-
schätzungª war im Jahre
1955 vom damaligen Fi-
nanzminister Fritz Schäfer
gegründet worden. Inzwi-
schen gehören ihm 17 Insti-
tutionen an, darunter die Fi-
nanzministerien des Bundes
und aller Bundesländer, das
Bundeswirtschaftsministeri-
um, das Statistische Bundes-
amt, kommunale Spitzen-
verbände, die Bundesbank,
der Sachverständigenrat so-
wie die fünf führendenWirt-
schaftsforschungsinstitute.

Betriebsprüfung
im Mittelpunkt

Z u einem umfassen-
den Meinungsaus-
tausch trafen sich

am 15. Mai 1997 in Bonn der
Präsident des Bundesamtes
für Finanzen, Jochen Wen-
delstorf, und DSTG-Chef
Dieter Ondracek. Im Mittel-
punkt standen die Lage der
Bundesbetriebsprüfung, die
Planstellensituation im Bun-
desamt, die Übernahme
der Anwärter sowie die
Möglichkeiten einer wei-
teren Zusammenarbeit.Wei-
tere Gesprächsteilnehmer:
Bundesgeschäftsführer Paul
Courth und der DSTG-Ver-
treter im BfF KollegeWerner
Hulbert.
Das Bundesamt für Finan-
zen ist obere Bundesbehör-
de mit Aufgaben, die in § 5
des Finanzverwaltungsge-
setzes beschrieben sind.
Ein Schwerpunkt ist die
Bundesbetriebsprüfung. Das
Bundesamt ist gemäû § 19
des Finanzverwaltungsge-

setzes zur Mitwirkung an
Auûenprüfungen berech-
tigt, die durch die Landesfi-
nanzbehörden durchgeführt
werden.

Bei Anruf
Steuerfahndung

In der ¹Die Weltª wurde
darüber berichtet, daû in
Italien eine Hotline für
Steuerhinterziehung ein-
gerichtet worden sei. Wer
die Nummer wählt, kann
z.B. Geschäfte, Restau-
rants oder Dienstleister an-
zeigen, die keine ord-
nungsgemäûe Rechnung
aushändigen. Die Anrufe
sind unentgeltlich. Die
Hotline ist inzwischen auf
Kritik in der Öffentlichkeit
gestoûen. So warnte der
¹Osservatore Romanoª da-
vor, die Italiener könnten
ein Volk vonDenunzianten
werden. Geschätzt wird,
daû in Italien Einnahmen
in Höhe von umgerechnet
230 Milliarden DM jährlich
an der Steuer vorbeige-
schleust werden.

1997 Ergebnis
AK November 1996

Steuerrechts-
änderungen*)

¾nderungen
EG-Abführung

Schätz-
abweichung

Ergebnis
AK Mai 1997

Bund 344 902 675 200 ± 9 108 336 669
Länder 335 919 8 029 ± 6 853 337 095
Gebiet A 256 830 6 562
Gebiet B 79 089 1 467
Gemeinden 98 870 116 ± 1 798 97 188
Gebiet A 90 782 90 ± 1 753 89 119
Gebiet B 8 087 26 ± 44 8 069
EG 42 500 ±200 ± 200 42 100

St. E. insgesamt 822 191 8 820 0 ±17 958 813 053

*) Jahressteuergesetz 1997: Kfz-Steuerreform

1998 Ergebnis
AKMai 1996

Steuerrechts-
änderungen*)

¾nderung
EG-Abführung

Schätz-
abweichung

Ergebnis
AK Mai 1997

Bund 360 675 142 2 200 ±14 607 348 410
Länder 362 936 ± 170 ±12 939 349 827
Gebiet A 278 604 ±1 844
Gebiet B 84 332 ±1 674
Gemeinden 105 184 ± 52 ± 3 311 101 821
Gebiet A 96 164 ± 44 ± 2 972 93 148
Gebiet B 9 019 ± 8 ± 338 8 673
EG 46 300 ±2 200 ± 700 43 400

St. E. insgesamt 875 095 ± 80 ±31 557 843 458

*) Jahressteuergesetz 1997: Kfz-Steuerreform

Bei der Steuerschätzung schlägt
Stunde der Wahrheit
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